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Artikel 2 
Änderung des Fraktionsgesetzes 

Das Fraktionsgesetz vom 18. Dezember 2001 (GV. NRW. 
S. 866), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. 
Mai 2020 (GV.NRW. S. 358) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5 
eingefügt: 

,,(4) Spätestens einen Monat nach Beginn eines 
Beschäftigungsverhältnisses ist dem Landtag ein 
Führungszeugnis der oder des zu Beschäftigenden 
vorzulegen. Der Inhalt des Führungszeugnisses 
richtet sich nach § 32 Absatz 1 und Absatz 2, §§ 33 
und 34 Bundeszentralregistergesetz. Enthält das 
Führungszeugnis einen Eintrag wegen einer vor­
sätzlichen Straftat, kann der Landtag den Zugang 
zu Einrichtungen des Landtags, insbesondere zu 
den Gebäuden und IT-Systemen, für diese Person 
beschränken oder ausschließen, soweit dies zum 
Schutz parlamentarischer Rechtsgüter erforderlich 
ist. Dies gilt auch, soweit der Landtag auf andere 
Weise Kenntnis von Umständen erlangt, aufgrund 
derer eine Beeinträchtigung parlamentarischer 
Rechtsgüter zu befürchten ist. Die Fraktion ist zu­
vor anzuhören; sie hat die notwendigen Auskünfte 
zu erteilen. Zugangsrechte können auch be­
schränkt oder ausgeschlossen werden, wenn kein 
Führungszeugnis vorgelegt wird oder Auskünfte 
nicht erteilt werden. 

(5) Absatz 4 gilt für am 1. Juni 2022 bestehende 
Beschäftigungsverhältnisse entsprechend. Das 
Führungszeugnis ist innerhalb von vier Monaten 
vorzulegen." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6. 

2. Folgender§ 13 wird angefügt: 

,,§ 13 
Datenv~rarbeitung zum Zweck der 

Offentlichkeitsarbeit 

Die Fraktio~en dürfen personenbezogene Daten zum 
Zweck der Offentlichkeitsarbeit gemäß § 1 Absatz 4 
verarbeiten, soweit dies erforderlich ist und überwie­
gende schutzwürdige Interessen der betroffenen Per­
sonen nicht entgegenstehen. Die Fraktionen sehen an­
gemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung 
der Interessen der betroffenen Person gemäß § 15 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) in der jeweils gelten­
den Fassung vor. Die personenbezogenen Daten dür­
fen nicht ohne Einwilligung der betroffenen Personen 
nach außen offengelegt werden. Dies gilt nicht, soweit 
die Fraktionen die nach Satz 1 erhopenen personen­
bezogenen Daten zum Zweck der Offentlichkeitsar­
beit an den Präsidenten oder die Präsidentin des 
Landtags weitergeben." 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2022 in Kraft. 

Düsseldorf, den 23. Februar 2022 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister des Innern 

Zugleich für den Minister der Finanzen 

Herbert R e u 1 
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zur Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes 

und des Landesbeamtengesetzes im 
Zusammenhang mit einer weiteren 

Verselbstständigung des Verfassungsgerichtshofs 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes 

und des Landesbeamtengesetzes im 
Zusammenhang mit einer weiteren 

Verselbstständigung des Verfassungsgerichtshofs 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

Vom 23. Februar 2022 

1103 

Artikel 1 
Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes 

Das Verfassungsgerichtshofgesetz vom 14. Dezember 
1989 (GV. NRW. S. 708, ber. 1993 S. 588), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. März 2021 (GV. 
NRW. S. 330) geändert worden ist, wird wie folgt geän­
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 16 werden die folgenden 
Angaben eingefügt: 

,,§ 16a (Akteneinsicht) 

§ 16b (Archivierung) 

§ 16c (Personenbezogene Daten)". 

b) Die Angabe „Fünfter Teil Schlussvorschriften" 
wird durch die folgenden Angaben ersetzt: 

„Fünfter Teil 

Verzögerungsbeschwerde 

§ 63a (Entschädigung bei unangemessener Ver­
fahrensdauer) 

§ 63b (Zulässigkeit der Verzögerungsbeschwerde, 
Verzögerungsrüge) 

§ 63c (Entscheidung über die Verzögerungsbe­
schwerde) 

§ 63d (Stellungnahme und Entscheidung) 

§ 63e (Geltungsdauer) 

Sechster Teil 

Schlussvorschriften". 

2. Dem§ 7 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Nach Beginn der mündlichen Verhandlung oder, 
falls eine solche nicht stattfindet, der Beratung kön­
nen weitere Richter nicht hinzutreten. Wird der Ver­
fassungsgerichtshof beschlussunfähig, muss die 
mündliche Verhandlung oder Beratung nach seiner 
Ergänzung neu begonnen werden." 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In § 9 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „25 Pro­
zent" durch die Angabe „30 Prozent" ersetzt. 

b) Es wird folgender Absatz la eingefügt: 

Abweichend von Absatz 1 erhält der Präsident 
bis zum 31. Dezember 2024 eine monatliche Ent­
schädigung in Höhe von 50 Prozent der Abgeord­
netenbezüge nach dem Abgeordnetengesetz des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. April 2005 
(GV. NRW. S. 252) in der jeweils geltenden Fas­
sung." 

4. § 13 wird wie folgt geändert: 

- GV. NRW. 2022 S. 230 a) Die Absatzbezeichnung ,,(1)" wird gestrichen. 
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b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Absatzbezeichnung ,,(1)" wird gestrichen. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Fordert der Verfassungsgerichtshof Akten 
eines Ausgangsverfahrens an, werden ihm 
diese unmittelbar vorgelegt." 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

6. Nach § 16 werden die folgenden §§ 16a bis 16c ein­
gefügt: 

,,§ 16a 
(Akteneinsicht) 

(1) Die Beteiligten haben während des Verfahrens 
das Recht auf Akteneinsicht. 

(2) Betreffen außerhalb des Verfahrens gestellte An­
träge auf Akteneinsicht personenbezogene Daten, 
gelten die allgemeinen datenschutzrechtlichen Vor­
schriften, soweit dieses Gesetz keine abweichende 
Regelung trifft. Öffentlichen Stellen kann Aktenein­
sicht gewährt werden, soweit dies für Zwecke der 
Rechtspflege erforderlich ist oder die in § 9 Absatz 2 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244, ber. S. 278 und 
S. 404) genannten Voraussetzungen vorliegen oder 
soweit dies zur Durchführung wissenschaftlicher 
Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche In­
teresse an der Durchführung des Forschungsvorha­
bens das Interesse des Betroffenen an dem Aus­
schluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und 
der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand er­
reicht werden kann. Nichtöffentlichen Stellen ein­
schließlich den Beteiligten nach Abschluss des Ver­
fahrens kann Akteneinsicht gewährt werden, wenn 
sie ein berechtigtes Interesse darlegen und die da­
tenschutzrechtlichen Belange Dritter gewahrt blei­
b.en. Einer Unterrichtung des Betroffenen von der 
Ubermittlung seiner Daten bedarf es nicht. Akten­
einsicht kann auch gewährt werden, soweit der Be­
troffene eingewilligt hat. 

(3) In Entwürfe von Urteilen, Beschlüssen und Ver­
fügungen, Arbeiten zu ihrer Vorbereitung und Doku­
mente, die Abstimmungen betreffen, wird Aktenein,­
sicht nicht gewährt. 

§ 16b 
(Archivierung) 

Für die Einsicht in die Akten des Verfassungsge­
richtshofs, die beim Landesarchiv aufbewahrt wer­
den, gelten nach Ablauf von 30 Jahren seit Abschluss 
des Verfahrens die archivgesetzlichen Regelungen. 
Für Entwürfe von Urteilen, Beschlüssen und Verfü­
gungen, Arbeiten zu ihrer Vorbereitung, Dokumente, 
die Abstimmungen betreffen, und internen Schrift­
verkehr gilt dies nach Ablauf von 60 Jahren. Der 
Verfassungsgerichtshof behält für das abgegebene 
Schriftgut, das beim Landesarchiv aufbewahrt wird, 
zu gerichtsinternen und prozessualen Zwecken das 
jederzeitige und vorrangige Rückgriffsrecht. Zu die­
sem Zweck ist es ihm auf Anforderung umgehend zu 
übersenden. 

§ 16c 

(Personenbezogene Daten) 

Der Verfassungsgerichtshof darf in einem verfas­
sungsgerichtlichen Verfahren zu den Akten gelangte 
personenbezogene Daten für ein anderes verfas­
sungsgerichtliches Verfahren verarbeiten." 

7. Dem§ 59 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) An der Entscheidung über die Ablehnung von 
Mitgliedern der Kammern wegen Besorgnis der Be­
fangenheit wirken die persönlichen Vertreter der Ab­
gelehnten mit." 

8. Dem § 60 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird eine Verfassungsbeschwerde vor Beginn der 
mündlichen Verhandlung zurückgenommen oder für 
erledigt erklärt, entscheidet über die Einstellung des 
Verfahrens auch dann die Kammer, wenn der Verfas­
sungsgerichtshof in voller Besetzung mit der Verfas­
sungsbeschwerde befasst ist." 

9. Nach§ 63 wird folgender Fünfter Teil eingefügt: 

„Fünfter Teil 

Verzögerungsbeschwerde 

§ 63a 

(Entschädigung bei unangemessener 
Verfahrensdauer) 

(1) Wer infolge unangemessener Dauer eines Verfah­
rens vor dem Verfassungsgerichtshof als Verfahrens­
beteiligter oder als Beteiligter in einem zur Herbei­
führung einer Entscheidung des Verfassungsge­
richtshofs ausgesetzten Verfahren einen Nachteil 
erleidet, wird angemessen entschädigt. Die Ange­
messenheit der Verfahrensdauer richtet sich nach 
den Umständen des Einzelfalles unter Berücksichti­
gung der Aufgaben und der Stellung des Verfas­
sungsgerichtshofs. 

(2) Ein Nachteil, der nicht Vermögensnachteil ist, 
wird vermutet, wenn ein Verfahren vor dem Verfas­
sungsgerichtshof unangemessen lange gedauert hat. 
Hierfür kann Entschädigung nur beansprucht wer­
den, soweit nicht nach den Umständen des Einzel­
falles Wiedergutmachung auf andere Weise, insbe­
sondere durch die Feststellung der Unangemessen­
heit der Verfahrensdauer, ausreichend ist. Die 
Entschädigung gemäß Satz 2 beträgt 1 200 Euro für 
jedes Jahr der Verzögerung. Ist der Betrag gemäß 
Satz 3 nach den Umständen des Einzelfalles unbil­
lig, kann der Verfassungsgerichtshof einen höheren 
oder niedrigeren Betrag festsetzen. 

§ 63b 

(Zulässigkeit der Verzögerungsbeschwerde, 
Verzögerungsrüge) 

(1) Über Entschädigung und Wiedergutmachung 
wird auf Grund einer Beschwerde zum Verfassungs­
gerichtshof entschieden (Verzögerungsbeschwerde). 
Die Verzögerungsbeschwerde ist nur zulässig, wenn 
der Beschwerdeführer beim Verfassungsgerichtshof 
die Dauer des Verfahrens gerügt hat (Verzögerungs­
rüge). Die Verzögerungsrüge ist schriftlich und un­
ter Darlegung der Umstände, die die Unangemes­
senheit der Verfahrensdauer begründen, einzulegen. 
Sie ist frühestens zwölf Monate nach Eingang des 
Verfahrens beim Verfassungsgerichtshof zulässig. 
Einer Bescheidung der Verzögerungsrüge bedarf es 
nicht. 

(2) Die Verzögerungsbeschwerde kann frühestens 
sechs Monate nach Erheben einer Verzögerungsrüge 
erhoben werden. Ist eine Entscheidung des Verfas­
sungsgerichtshofes ergangen oder das Verfahren an­
derweitig erledigt worden, ist die Verzögerungsbe­
schwerde binnen drei Monaten zu erheben. Sie ist 
schriftlich einzulegen und gleichzeitig zu begrün­
den. Bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die 
Verzögerungsbeschwerde ist der Anspruch nicht 
übertragbar. 

§ 63c 

(Entscheidung über die Verzögerungsbeschwerde) 

(1) Über die Verzögerungsbeschwerde entscheidet 
die Beschwerdekammer, der drei Richter angehören, 
von denen mindestens einer Berufsrichter sein muss. 
Die regelmäßige Amtszeit beträgt zwei Jahre. 

(2) Für den Fall, dass der Berichterstatter des bean­
standeten Verfahrens Mitglied der Beschwerdekam­
mer ist, ist er von der Mitwirkung am Beschwerde­
verfahren ausgeschlossen. 

(3) Das Nähere über die Besetzung der Beschwerde­
kammer regelt die Geschäftsordnung. 
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§ 63d 
(Stellungnahme und Entscheidung) 

(1) Der Berichterstatter des beanstandeten Verfah­
rens soll binnen einem Monat nach Eingang der Be­
gründung der Verzögerungsbeschwerde eine Stel­
lungnahme vorlegen. 

(2) Die Beschwerdekammer entscheidet ohne münd­
liche Verhandlung. Der Beschluss über die Verzöge­
rungsbeschwerde bedarf keiner Begründung. 

(3) Die Entscheidung ist unanfechtbar. 

§ 63e 
(Geltungsdauer) 

Die §§ 63a bis 63d gelten auch für Verfahren, die 
am 5. März 2022 bereits anhängig waren, sowie für 
abgeschlossene Verfahren, deren Dauer an diesem 
Datum Gegenstand einer Beschwerde beim Euro­
päischen Gerichtshof für Menschenrechte ist oder 
noch werden kann. Für abgeschlossene Verfahren 
nach Satz 1 gilt § 63b Absatz 1 Satz 2 bis 5 nicht; 
§ 63b Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, dass die Ver­
zögerungsbeschwerde sofort erhoben werden kann 
und spätestens am 5. Juni 2022 erhoben werden 
muss." 

10. Der bisherige Fünfte Teil wird Sechster Teil und das 
Wort „Schlußvorschriften" wird durch das Wort 
,,Schlussvorschriften" ersetzt. 

2030 
Artikel 2 

Änderung des Landesbeamtengesetzes 

Das Landesbeamtengesetz vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1367) und Arti­
kel 5 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S. 1346) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 106 folgende Angabe eingefügt: 

,,§ 106a Beamtinnen und Beamte des Verfassungsge­
richtshofs". 

2. Nach§ 106 wird folgender§ 106a eingefügt: 

,,§ 106a 
Beamtinnen und Beamte des Verfassungsgerichtshofs 

Die Beamtinnen und Beamten des Verfassungsge­
richtshofs sind Beamtinnen und Beamte des Landes. 
Für sie gelten die Vorschriften dieses Gesetzes, soweit 
darin nichts anderes bestimmt ist. Die Ernennung, 
Entlassung und Zurruhesetzung der Beamtinnen und 
Beamten des Verfassungsgerichtshofs werden durch 
die Präsidentin oder den Präsidenten des Verfas­
sungsgerichtshofs vorgenommen. Oberste Dienstbe­
hörde und dienstvorgesetzte Stelle der Beamtinnen 
und Beamten des Verfassungsgerichtshofs ist die 
Präsidentin oder der Präsident des Verfassungsge­
richtshofs ." 

Artikel 3 
Übergangsregelung 

Die Entschädigung der Präsidentin oder des Präsidenten 
des Verfassungsgerichtshofs für das Land Nordrhein­
Westfalen, die oder der am 5. März 2022 im Amt ist, be­
stimmt sich bis zum Ende des Monats, in den dieser Zeit­
punkt fällt, nach § 9 Absatz 1 des Verfassungsgerichts­
hofgesetzes in der bis zum 5. März 2022 geltenden 
Fassung. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 23. Februar 2022 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

12 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Für den Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Ina Scharrenbach 

Der Minister des Innern 

Zugleich für den Minister der Finanzen 

Herbert R e u 1 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

- GV. NRW. 2022 S. 231 

Gesetz 
über die Voraussetzungen und das Verfahren 
von Sicherheitsüberprüfungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen und den Schutz von 

Verschlusssachen (Sicherheitsüberprüfungsgesetz 
Nordrhein-Westfalen - SÜG NRW) 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
über die Voraussetzungen und das Verfahren 
von Sicherheitsüberprüfungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen und den Schutz von V 

erschlusssachen (Sicherheitsübe.rprüfungsgesetz 
Nordrhein-Westfalen - SUG NRW) 

Vom 23. Februar 2022 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes 

(1) Dieses Ges.~tz regelt die Voraussetzungen und das 
Verfahren zur Uberprüfung einer Person, die von der zu­
ständigen Stelle mit einer sicherheitsempfindlichen Tä­
tigkeit betraut werden soll (Sicherheitsüberprüfung) 
oder bereits betraut worden ist (Wiederholungsüberprü­
fung) sowie den Schutz von Verschlusssachen. 

(2) Zweck der Sicherheitsüberprüfung und der Wieder­
holungsprüfung ist es, 

1. im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftige 
Angelegenheiten dadurch zu schützen, dass der Zu­
gang von Personen verhindert wird, bei denen ein Si­
cherheitsrisiko nicht ausgeschlossen werden kann 
(personeller Geheimschutz), 

2. die Beschäftigung von Personen an sicherheitsemp­
findlichen Stellen von lebens- oder verteidigungs­
wichtigen Einrichtungen zu verhindern, bei denen ein 
Sicherheitsrisiko nicht ausgeschlossen werden kann 
(vorbeugender personeller Sabotageschutz). 

(3) Dieses Gesetz gilt für Behörden, Gerichte und sons­
tige öffentliche Stellen des Landes Nordrhein-Westfalen, 
der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der diesen 
zugehörigen juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts. Dieses Gesetz gilt außerdem für die politischen 
Parteien nach Artikel 21 des Grundgesetzes sowie deren 
Stiftungen, soweit sie ihren Sitz in Nordrhein-Westfalen 
haben oder es sich um auf Nordrhein-Westfalen be­
schränkte Untergliederungen von Parteien handelt. 
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